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Umzugskosten und die Kosten für notwendige malermäßige 
Instandhaltung grundsätzlich für die zu beziehende kleinere 
Wohnung aus dem Haushalt des örtlichen Rates übernommen 
werden. Zur Begründung des Antrags, der an den Rat der 
Stadt, des Stadtbezirks oder der Gemeinde zu richten ist, sol­
len -insbesondere die sozialen Bedingungen des Antragstellers 
und die mit dem Umzug im Zusammenhang stehenden Kosten 
dargelegt werden. Die Entscheidung über den Antrag ergeht 
schriftlich, ist zu begründen und enthält eine Rechtsmittelbe­
lehrung; sie ist dem Antragsteller auszuhändigen bzw. zuzu­
senden (§ 36 Abs. 2 WLVO).

Zur Förderung des Wohnungstauschs kann auch eine Sti­
mulierung durch Betriebe und Einrichtungen erfolgen. Finan­
zielle Stimulierungen sollten dabei in Anlehnung an die in 
§ 13 Abs. 1 der DB zur WLVO bestimmten Höchstgrenze 
(700 M) und unter Beachtung den. dort festgelegten Kriterien 
erfolgen. Weitere Maßnahmen zur Verbesserung der Wohn­
verhältnisse der Werktätigen mit Werkwohnungen, einschließ­
lich des Wohnungstauschs, werden in die Planung zur Verbes­
serung der Arbeite- und Lebensbedingungen einbezogen und 
in die Betriebskollektivverträge aufgenommen (§ 4 Abs. 1 der 
DB zur WLVO).

Gute Erfahrungen verzeichnen auch die sozialistischen 
Wohnungsbaugenossenschaften bei der besseren Auslastung 
unterbelegten Wohnraums durch den Wohnungstausch, den 
sie auf vielfältige Weise unterstützen (§ 29 Abs. 1 Satz 2 
WLVO). Dazu gehören die Übernahme von Kosten für die 
mit dem Umzug verbundenen Aufwendungen grundsätzlich 
für die zu beziehende kleinere Wohnung, die Bereitstellung 
von Handwerkerkapazitäten für die malermäßige Instandhal­
tung und für Reparaturen, die Vermittlung bzw. Bereitstel­
lung von Transportmitteln und die Unterstützung bei der Er­
ledigung von Tauschformalitäten.

Besonderheiten des Wohnungstauschs bei Wohnraum der 
Schutz- und Sicherheitsorgane regelt § 28 Abs. 2 WLVO.

Verantwortung der Betriebe bei der Versorgung 
ihrer Werktätigen mit Wohnraum

Zwischen den Räten der Städte, Stadtbezirke sowie Gemein­
den und den Kombinaten, Betrieben, Genossenschaften und 
Einrichtungen besteht zur Versorgung der Werktätigen mit 
Wohnraum eine enge Zusammenarbeit (§§ 26 ff. WLVO). Die 
Verantwortung der Betriebe findet ihren Ausdruck insbeson­
dere darin, daß sie sich gemäß § 26 Abs. 2 WLVO zu den An­
trägen von Betriebsangehörigen auf Wohnraum äußern, die 
Dringlichkeit-des Wohnraumbedarfs einschätzen und Vor­
schläge. für die Aufnahme in den örtlichen Wohnraumver- 
gabeplan unterbreiten.

Besondere Verantwortung obliegt den Betrieben, denen 
auf Grund eines Bezirkstagsbeschlusses (§28 Abs. 2 GöV; §5 
Abs. 2 WLVO) Aufgaben, Rechte und Pflichten der Wohn­
raumlenkung übertragen wurden. Die wohnraumlenkenden 
Befugnisse dieser Betriebe beziehen sich auf Werkwohnungen 
(werkgebundene Wohnungen und werkseigene Wohnungen) 
gemäß § 3 der DB zur WLVO. Den Werkwohnungen gleichge­
stellt sind Wohnungen in Gebäuden, die sich in Rechtsträger­
schaft volkseigener Güter befinden, sowie solche Wohnungen, 
die den volkseigenen Gütern für ihre Werktätigen zur Ver­
fügung gestellt werden. Genossenschaftseigene Wohnungen 
der LPGs, Wohnungen, die sich in von den LPGs genutzten 
Gebäuden befinden, und solche Wohnungen, die den LPGs 
für ihre Mitglieder zur Verfügung gestellt werden, sind den 
Werkwohnungen gleichgestellt (§ 3 Abs. 2 der DB zur WLVO).

Bei der Organisation der Zusammenarbeit zwischen örtli­
chen Räten und Betrieben mit wohnraumlenkenden Befug­
nissen wird in § 27 Abs. 1 der WLVO auf den Abschluß von 
Vereinbarungen zur Versorgung der Werktätigen dieser Be­
triebe mit Wohnraum orientiert. Solche Vereinbarungen wer­
den insbesondere mit den Betrieben geschlossen, die wichtige 
volkswirtschaftliche Vorhaben realisieren. Die Vereinbarungen 
sind darauf gerichtet, die Entwicklung der materiellen Pro­
duktion mit Hilfe von Maßnahmen der Wohnraumversorgung 
zu unterstützen. Gleichzeitig. sollen der vorhandene Wohn­
raum besser genutzt und unter breiter Mitwirkung der Be­
triebe noch vorhandene Reserven erschlossen werden. Für den 
Inhalt dieser Vereinbarungen gibt es keine allgemeinverbind­
lichen Vorgaben. Die bisherige Praxis läßt jedoch einige 
Schwerpunkte erkennen. Gegenstand solcher Vereinbarungen 
sind hauptsächlich »
— die Bereitstellung von Wohnraum für Werktätige des Be­

triebs und die Zurverfügungstellung von Wohnraum für 
die Wohnraumvergabe durch die Betriebe;

— Festlegungen dazu, ob der Wohnungsantrag beim Betrieb 
zu stellen ist, der dann auch die Zuweisung erteilt (§ 27 
Abs. 2 WLVO, § 4 Abs. 3 der DB zur WLVO);

— Maßnahmen zur planmäßigen Freimachung von Werk­
wohnungen, die von Betriebsfremden genutzt werden 
(§ 2 Abs. 3 der DB zur WLVO), sowie zur lückenlosen und 
raschen Erfassung und Vergabe von freiwerdendem Wohn­
raum;

— Regelungen zur zielstrebigen Organisierung von Woh­
nungstauschen, die zur besseren Auslastung von unterbe­
legtem Wohnraum führen, u. a. hinsichtlich der Förderung 
und Unterstützung sowie Stimulierung der Bereitschaft 
zum Wohnungstausch (§ 14 Abs. 1 Satz 2 WLVO, § 4 Abs. 4 
letzter §atz der DB zur WLVO);

— die Realisierung der Entscheidungen der örtlichen Räte 
zum Nachzugsrecht. (Bei wörkgebundenen Wohnungen 
entscheiden die Räte in den Städten, Stadtbezirken und 
Gemeinden gleichzeitig mit der Zurverfügungstellung ge­
mäß § 3 Abs. 3 der DB zur WLVO darüber, ob diese Woh­
nungen auch dann werkgebundene Wohnungen bleiben 
sollen, wenn dem Werktätigen, der diese Wohnung zuge­
wiesen erhält, später anderer Wohnraum zugewiesen wird.) 
Vereinbarungen werden auch getroffen zur Unterstützung

von Betriebsangehörigen bei der Erschließung von Reserven 
der Wohnraumversorgung. Das ist insbesondere dann der Fall, 
wenn Betriebe oder Werktätige der Betriebe mit Zustimmung 
des örtlichen Rates aus zweckentfremdet genutzten oder bis­
her für Wohnzwecke ungeeigneten Räumen Wohnraum schaf­
fen. Gemäß § 23 Abs. 2 WLVO besteht ein Anspruch auf die­
sen Wohnraum im Rahmen der erstmaligen Vergabe. Bewährt 
haben sich koordinierte Maßnahmen zur schnellen Instand­
setzung von freien Wohnungen, die wegen baulicher Mängel 
nicht sofort wieder vergeben werden können.

Soweit Betrieben wohnraumlenkende Befugnisse übertra­
gen sind, tragen sie die Verantwortung dafür, daß die Rechts­
vorschriften und die Beschlüsse der örtlichen Volksvertretun­
gen in den Bezirken und Kreisen auf dem Gebiet der Woh­
nungspolitik konsequent eingehalten werden (§ 27 Abs. 1 Satz 1 
WLVO). Dazu gehört, daß bei der Vergabe von Wohnraum 
durch diese Betriebe dieselben Maßstäbe angelegt werden wie 
bei der Vergabe durch den örtlichen Rat. Das betrifft insbe­
sondere die Berücksichtigung gesellschaftlicher, sozialer und 
volkswirtschaftlicher Erfordernisse, der festgelegten Dring­
lichkeitskriterien und Belegungsnormative sowie die Einhal­
tung der Festlegungen zur Instandhaltung, Instandsetzung, 
zur Modernisierung sowie zum Um- und Ausbau von Wohn­
raum.

Auf Grund der Bedeutung dieser Fragen für die Verbesse­
rung der Wohnverhältnisse der Werktätigen mit Werkwoh­
nungen obliegt die Verantwortung dafür den Leitern der Be­
triebe mit Werkwohnungen (§ 4 Abs. 4 der DB zur WLVO). 
Das erfordert ein enges Zusammenwirken der Leiter der Be­
triebe mit den betrieblichen Gewerkschaftsleitungen und den 
gewerkschaftlichen Wohnungskommissionen (§ 4 Abs. 2 Satz 1 
WLVO).

Werden Betrieben mit werkseigenen Wohnungen keine 
Aufgaben der Wohnraumlenkung durch Beschluß der Bezirks­
tage übertragen, können sie für die Vergabe ihrer Wohnun­
gen den Räten der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden Vor­
schläge unterbreiten (§ 3 Abs. 4 der DB zur WLVO). Die 
Zustimmung der Betriebsgewerkschaftsleitung ist dafür erfor­
derlich. In der Praxis zeigt sich, daß auch die im Zusammen­
hang mit der effektiven Nutzung dieser Wohnungen stehen­
den Fragen durch Vereinbarungen zwischen den örtlichen Rä­
ten und den Betrieben geklärt werden. Hierfür gelten u. E. 
die gleichen Grundsätze wie für die Vereinbarungen zwischen 
den örtlichen Räten und den Betrieben mit wohnraumlenken­
den Befugnissen. Beispielsweise kann vereinbart werden, daß 
der örtliche Rat die Zuweisung für diese Wohnungen funk­
tionsgebunden oder als Bereitschaftswohnungen an Werktä­
tige dieser Betriebe erteilt.

Aufgaben der sozialistischen Wohnungsbaugenossenschaften 
bei der Versorgung ihrer Mitglieder mit Wohnraum

Die Wohnungsbaugenossenschaften leisten einen bedeutenden 
Beitrag bei der Gestaltung sozialistischer Wohnbedingungen, 
der effektiven Nutzung, der Schaffung, Erhaltung sowie der 
Modernisierung und der Verwaltung bzw. Bewirtschaftung 
von genossenschaftlichem Wohnraum. Sie fördern die umfang­
reichen Initiativen ihrer Mitglieder zur Verbesserung der 
Wohnbedingungen.


